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SteigendeManagerlöhne.

DerUnfall imGolfvonMexiko
ruftnacheinerWende
Energiegewinnung ist immermit Risiken verbunden. Doch bei
erneuerbaren Energien ist das Gefahrenpotenzial geringer. Sie
sollten deshalb das Erdöl ersetzen, schreibt Daniele Ganser

A
m 20. April 2010 ist
im Golf von Mexiko
die Bohrinsel «Deep-
water Horizon» ex-
plodiert und zwei
Tage später im Meer
versunken. Seither

strömt aus mehreren Bohrlöchern un-
kontrolliert Rohöl ins Meer und ver-
schmutzt die Küsten. Mit einer riesi-
gen Stahlhaube soll das auslaufende
Erdöl aufgefangen und dann von ei-
nem Tanker abgesaugt werden. Doch
bis alle Löcher vollständig verschlos-
sen sind, kann es Wochen oder gar
Monate dauern.

Beim Unfall starben elf Menschen.
Der Schaden beläuft sich auf mehrere
Milliarden Franken. Der Erdölkonzern
BP, Besitzer der Ölquelle, und die Fir-
ma Transocean, Besitzerin der gesun-
kenen Plattform mit Firmensitz in der
Schweiz, stehen in der Kritik. Auch
das Erdöl als Energiequelle steht am
Pranger. Die Bilder aus dem Golf von
Mexiko machen deutlich: Wir sollten
auch in der Schweiz unsere Erdöl-
abhängigkeit reduzieren, auch wenn
es schwer ist.

Dass es auch in der Energiebranche
zu Unfällen kommt, ist nicht erstaun-
lich, sondern unausweichlich. Wo
Menschen arbeiten, passieren Fehler.
Wir leben in der Risikogesellschaft.
Eine Entspannung ist nicht in Sicht.
Im Gegenteil. Der globale Hunger
nach Energie nimmt nicht ab, sondern
zu. Dass damit auch die Risiken wach-
sen, nehmen wir stillschweigend in
Kauf und verdrängen dann diese Tat-
sache, bis ein spektakulärer Unfall uns
kurz aufschreckt.

Der Durst nach Erdöl scheint un-
ersättlich. Noch 1945 lag der globale
Tagesbedarf bei 6 Millionen Fass. In
den folgenden Jahren stieg der Bedarf
von Jahr zu Jahr. Heute verbrauchen
wir global täglich 85 Millionen Fass
Erdöl, davon 240 000 Fass in der
Schweiz. Jedes Fass enthält 159 Liter,
der tägliche Erdölbedarf der Schweiz
beträgt somit erstaunliche 38 Millio-
nen Liter. Wir sind stark abhängig
vom schwarzen Gold und brauchen es
für unsere Mobilität, wo es schwer zu
ersetzen ist, und zum Heizen, wo es
zunehmend durch erneuerbare Ener-
giequellen verdrängt wird. Durch die

Industrialisierung von China und In-
dien wird die globale Nachfrage wei-
ter angeheizt. Doch das Angebot ist
beschränkt. In Norwegen, Grossbri-
tannien, Indonesien, Mexiko und den
USA bricht die Erdölproduktion ein.
Wann das globale Fördermaximum,
der «Peak Oil», erreicht ist, bleibt
umstritten, vermutlich zwischen 2010
und 2020, also schon bald.

Der Rückgang der Förderung in
bekannten konventionellen Feldern
zwingt die Erdölkonzerne, immer
mehr sogenanntes «unkonventionelles
Erdöl» zu suchen und zu fördern, dar-
unter Ölsand aus Kanada und Erdöl
aus grossen Meerestiefen. Damit sind
die Risiken gestiegen. In Kanada ist es
zu massiven Umweltschäden gekom-
men, und der Unfall im Golf von
Mexiko verweist auf die Gefahren, die
in den Tiefen des Meeres lauern.

Noch in den siebziger Jahren lag die
maximale Tiefe bei der Meeresförde-
rung bei 200 Metern. Dank Fortschrit-
ten in der Technik sind nun auch
sehr tiefe und schwierige Erdölfelder
zugänglich. Die Bohrinsel «Deepwater
Horizon» bohrte in einer Tiefe von
1500 Metern unter dem Meeresspie-
gel. Die noch nicht erschlossenen
Neufunde vor der Küste Brasiliens
liegen gar in einer Tiefe von über
5000 Metern.

Beim Erdöl, das mit einem Anteil
von 34 Prozent mit Abstand die
wichtigste Energiequelle der Welt ist,
treten Unfälle vor allem bei der För-
derung und beim Transport auf. 1989
fuhr der Erdöltanker «Exxon Valdez»
vor Alaska auf ein Riff. Ein Jahr
vorher war es in der Nordsee auf der
Bohrinsel «Piper Alpha» zu einem
Grossbrand mit 166 Toten gekommen.

D
ie Gefahren im Ener-
giegeschäft sind
nicht neu, sondern
bekannt. Als grösste
Katastrophe gilt
weiterhin der Unfall
im Atomkraftwerk

Tschernobyl 1986. Obschon Kernener-
gie global nur 5 Prozent zur Energie-
versorgung beiträgt, ist die Angst vor
Unfällen hier besonders gross, denn
weltweit sind 440 AKW in Betrieb,
davon 5 in der Schweiz. Auch Kohle,
die 25 Prozent der Energienachfrage
deckt, ist keineswegs risikolos. In
chinesischen Kohlebergwerken star-
ben 2006 gemäss offiziellen Angaben
4746 Menschen. Zudem ist die Kohle
Hauptverursacher des Klimawandels.
Beim Erdgas, das 22 Prozent des Welt-
Energiebedarfs abdeckt, besteht das
Risiko vor allem im unerwarteten und
politisch bedingten Abfall des Leis-
tungsdruckes in den Pipelines, wie
jüngst der Streit zwischen Russland
und der Ukraine zeigte.

Die Produktion von erneuerbaren
Energien aus Sonne, Wind, Wasser,
Holz und Biogas deckt heute erst 15
Prozent der globalen Nachfrage. Ganz
ohne Risiko gibt es auch die erneuer-
baren Energien nicht. Das Geother-
mieprojekt in Basel wurde unlängst
gestoppt, weil es 2006 beim Einpres-
sen des Wassers ins tiefe Gestein zu
kleineren Erdbeben und Schäden an
Immobilien gekommen war. Doch der
Anteil der erneuerbaren Energien am
Welt-Energiemix muss trotz diesen
Rückschlägen möglichst schnell und
möglichst stark wachsen, auch weil
die Risiken hier deutlich kleiner und
überschaubarer sind als bei Erdöl,
Erdgas, Uran und Kohle. In diesem
Sinne ist der schwere Unfall im Golf
von Mexiko ein weiterer Weckruf, die
Energiewende voranzutreiben.

DanieleGanser

Daniele Ganser, 38, ist Energieexperte
und Friedensforscher. Der promovierte
Historiker lehrt als Dozent an der Uni
Basel mit Spezialgebiet internationale
Zeitgeschichte. Er präsidiert die Asso-
ciation for the Study of Peak Oil (ASPO)
Schweiz und untersucht die Folgen
des globalen Erdölfördermaximums.

Chappatte

Der externe Standpunkt

Grossbritannien

DieBritenentdeckendie
gutealteKoalition
Der deutsche Fürst Otto von Bismarck tat einst sein Möglichstes,
ein Zusammengehen seiner potenziellen Feinde zu verhindern,
und knüpfte ein Geflecht von Absprachen und Verpflichtungen.
Damit sollte der «Albtraum der Koalitionen» (unter den anderen
Mächten) unterbunden werden. – Nach dem unentschiedenen
Ergebnis der britischen Unterhauswahlen vom letzten Donners-
tag träumen die beiden grossen Parteien ebenfalls schlecht. Es ist
indessen nicht der bange Gedanke an die Bündnisse ihrer Gegner,
der Labour und den Tories den Schlaf vergällt, sondern das
Konzept der Koalition schlechthin. Absprachen unter politischen
Parteien, um dem Willen des Wählers gerecht zu werden, gelten
gemeinhin als unbritisch, als Garantie für Streit und Unentschlos-
senheit. Dabei wird mit Vorliebe auf das abschreckende Beispiel
Belgiens verwiesen – niemals aber auf solide deutsche Erfah-
rungen mit Mehrparteienregierungen. Als traditionsverbundenes
Volk erinnern sich die Briten dafür gern an 1974, als der ge-
schlagene Premierminister Ted Heath krampfhaft versuchte, eine
Koalition mit den damaligen Liberalen zu schliessen. Die Übung
scheiterte am liberalen Wunsch nach der Einführung des Pro-
porzwahlrechtes, anschliessend bildete Labour unter Harold Wil-
son eine instabile Minderheitsregierung. Seit die Resultate der
britischen Wahl ausgezählt sind, steht der Wählerwille fest: Die
Briten wollen keiner Partei die Alleinverantwortung geben. Jetzt
muss sich zeigen, ob der so oft beschworene Neubeginn wenigs-
tens die Abkehr von alten Vorurteilen erlaubt. (ali.)

Euro-Krise

DieRechnung für
verpassteReformen
Was man befürchtet hat, ist eingetroffen: Die griechische Schul-
denkrise ist auf Portugal und Spanien übergeschwappt. Investo-
ren verlangen nun für das Halten von portugiesischen Anleihen
eine Rendite von über acht Prozent – auf diesem Niveau waren
griechische Staatsobligationen vor wenigen Wochen. Wilde Ge-
rüchte machten die Runde, wonach europäische Banken ihren
Handel aufgrund von Liquiditätsengpässen vorzeitig beendet hät-
ten. Die Verwirrung war komplett, als die New Yorker Börse am
Donnerstag zeitweise um zehn Prozent einbrach – weil einige
Computer ausser Kontrolle gerieten. Wie so oft in der Krise nei-
gen Märkte und Politiker zur Übertreibung. Die EU schaute wäh-
rend Monaten der Tragödie um Griechenland tatenlos zu, ver-
sprach später zögerlich Hilfe – und verdreifachte schliesslich ihr
Rettungspaket. Weil sich die Märkte keineswegs beruhigt haben,
wollen die EU-Finanzminister heute Sonntagabend – hau ruck –
das Überleben des Euro sichern: Bei drohender Zahlungsunfähig-
keit soll die EU-Kommission Geld für taumelnde Euro-Länder
aufnehmen können. Die EU kauft sich so Zeit, die angeschlagenen
Mitgliedsländer zu sanieren. Ob es gelingt, steht auf einem ande-
ren Blatt. Absehbar ist, dass die Geldschwemme, die durch die
Hilfspakete in Umlauf gesetzt wird, inflationär wirkt und den
Euro langfristig schwächt. Das mag für die Exporteure willkom-
men sein. Für die grossen Gewinner der Krise – China und andere
asiatische Länder – wird es dafür billiger, europäische Firmen zu
übernehmen. Man wird vermehrt von ihnen hören. (dah.)

Sterbehilfe

LegtDignitasdasHandwerk
Seit Jahren fertigt die Sterbehilfeorganisation Dignitas ausländi-
sche Sterbe-Touristen auf eine Weise ab, als handle es sich um ein
Gewerbe. Als dafür gerade einmal kein Lokal zur Verfügung
stand, liess man die Klienten auf einem Parkplatz ersticken. Über
Spenden und Legate, die Dignitas erhält, fehlt jede Transparenz.
Und jetzt liegt die Bestätigung vor, dass Dignitas-Chef Ludwig
A. Minelli die Asche von Klienten nach eigenem Gutdünken im
Zürichsee entsorgt. Mit «Würde», wie sich der Verein auf La-
teinisch nennt, hat das nichts zu tun. Die Behörden haben dem
Treiben zu lange zugeschaut. Die Unlust, mit der die Zürcher
Staatsanwaltschaft Anzeigen gegen Dignitas schubladisiert, ist of-
fensichtlich. Es fehle die gesetzliche Handhabe, heisst es jeweils.
Tatsächlich ist es umgekehrt: Weil der Kanton Zürich Minelli ge-
währen liess, will der Bund nun per Gesetz die amtlich bewilligte
Suizidhilfe definieren – ein problematisches Unterfangen. (hä.)
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zwingt die Erdölkonzerne, immer
mehr sogenanntes «unkonventionelles
Erdöl» zu suchen und zu fördern, dar-
unter Ölsand aus Kanada und Erdöl
aus grossen Meerestiefen. Damit sind
die Risiken gestiegen. In Kanada ist es
zu massiven Umweltschäden gekom-
men, und der Unfall im Golf von
Mexiko verweist auf die Gefahren, die
in den Tiefen des Meeres lauern.

Noch in den siebziger Jahren lag die
maximale Tiefe bei der Meeresförde-
rung bei 200 Metern. Dank Fortschrit-
ten in der Technik sind nun auch
sehr tiefe und schwierige Erdölfelder
zugänglich. Die Bohrinsel «Deepwater
Horizon» bohrte in einer Tiefe von
1500 Metern unter dem Meeresspie-
gel. Die noch nicht erschlossenen
Neufunde vor der Küste Brasiliens
liegen gar in einer Tiefe von über
5000 Metern.

Beim Erdöl, das mit einem Anteil
von 34 Prozent mit Abstand die
wichtigste Energiequelle der Welt ist,
treten Unfälle vor allem bei der För-
derung und beim Transport auf. 1989
fuhr der Erdöltanker «Exxon Valdez»
vor Alaska auf ein Riff. Ein Jahr
vorher war es in der Nordsee auf der
Bohrinsel «Piper Alpha» zu einem
Grossbrand mit 166 Toten gekommen.

D
ie Gefahren im Ener-
giegeschäft sind
nicht neu, sondern
bekannt. Als grösste
Katastrophe gilt
weiterhin der Unfall
im Atomkraftwerk

Tschernobyl 1986. Obschon Kernener-
gie global nur 5 Prozent zur Energie-
versorgung beiträgt, ist die Angst vor
Unfällen hier besonders gross, denn
weltweit sind 440 AKW in Betrieb,
davon 5 in der Schweiz. Auch Kohle,
die 25 Prozent der Energienachfrage
deckt, ist keineswegs risikolos. In
chinesischen Kohlebergwerken star-
ben 2006 gemäss offiziellen Angaben
4746 Menschen. Zudem ist die Kohle
Hauptverursacher des Klimawandels.
Beim Erdgas, das 22 Prozent des Welt-
Energiebedarfs abdeckt, besteht das
Risiko vor allem im unerwarteten und
politisch bedingten Abfall des Leis-
tungsdruckes in den Pipelines, wie
jüngst der Streit zwischen Russland
und der Ukraine zeigte.

Die Produktion von erneuerbaren
Energien aus Sonne, Wind, Wasser,
Holz und Biogas deckt heute erst 15
Prozent der globalen Nachfrage. Ganz
ohne Risiko gibt es auch die erneuer-
baren Energien nicht. Das Geother-
mieprojekt in Basel wurde unlängst
gestoppt, weil es 2006 beim Einpres-
sen des Wassers ins tiefe Gestein zu
kleineren Erdbeben und Schäden an
Immobilien gekommen war. Doch der
Anteil der erneuerbaren Energien am
Welt-Energiemix muss trotz diesen
Rückschlägen möglichst schnell und
möglichst stark wachsen, auch weil
die Risiken hier deutlich kleiner und
überschaubarer sind als bei Erdöl,
Erdgas, Uran und Kohle. In diesem
Sinne ist der schwere Unfall im Golf
von Mexiko ein weiterer Weckruf, die
Energiewende voranzutreiben.

DanieleGanser

Daniele Ganser, 38, ist Energieexperte
und Friedensforscher. Der promovierte
Historiker lehrt als Dozent an der Uni
Basel mit Spezialgebiet internationale
Zeitgeschichte. Er präsidiert die Asso-
ciation for the Study of Peak Oil (ASPO)
Schweiz und untersucht die Folgen
des globalen Erdölfördermaximums.

Chappatte

Der externe Standpunkt

Grossbritannien

DieBritenentdeckendie
gutealteKoalition
Der deutsche Fürst Otto von Bismarck tat einst sein Möglichstes,
ein Zusammengehen seiner potenziellen Feinde zu verhindern,
und knüpfte ein Geflecht von Absprachen und Verpflichtungen.
Damit sollte der «Albtraum der Koalitionen» (unter den anderen
Mächten) unterbunden werden. – Nach dem unentschiedenen
Ergebnis der britischen Unterhauswahlen vom letzten Donners-
tag träumen die beiden grossen Parteien ebenfalls schlecht. Es ist
indessen nicht der bange Gedanke an die Bündnisse ihrer Gegner,
der Labour und den Tories den Schlaf vergällt, sondern das
Konzept der Koalition schlechthin. Absprachen unter politischen
Parteien, um dem Willen des Wählers gerecht zu werden, gelten
gemeinhin als unbritisch, als Garantie für Streit und Unentschlos-
senheit. Dabei wird mit Vorliebe auf das abschreckende Beispiel
Belgiens verwiesen – niemals aber auf solide deutsche Erfah-
rungen mit Mehrparteienregierungen. Als traditionsverbundenes
Volk erinnern sich die Briten dafür gern an 1974, als der ge-
schlagene Premierminister Ted Heath krampfhaft versuchte, eine
Koalition mit den damaligen Liberalen zu schliessen. Die Übung
scheiterte am liberalen Wunsch nach der Einführung des Pro-
porzwahlrechtes, anschliessend bildete Labour unter Harold Wil-
son eine instabile Minderheitsregierung. Seit die Resultate der
britischen Wahl ausgezählt sind, steht der Wählerwille fest: Die
Briten wollen keiner Partei die Alleinverantwortung geben. Jetzt
muss sich zeigen, ob der so oft beschworene Neubeginn wenigs-
tens die Abkehr von alten Vorurteilen erlaubt. (ali.)

Euro-Krise

DieRechnung für
verpassteReformen
Was man befürchtet hat, ist eingetroffen: Die griechische Schul-
denkrise ist auf Portugal und Spanien übergeschwappt. Investo-
ren verlangen nun für das Halten von portugiesischen Anleihen
eine Rendite von über acht Prozent – auf diesem Niveau waren
griechische Staatsobligationen vor wenigen Wochen. Wilde Ge-
rüchte machten die Runde, wonach europäische Banken ihren
Handel aufgrund von Liquiditätsengpässen vorzeitig beendet hät-
ten. Die Verwirrung war komplett, als die New Yorker Börse am
Donnerstag zeitweise um zehn Prozent einbrach – weil einige
Computer ausser Kontrolle gerieten. Wie so oft in der Krise nei-
gen Märkte und Politiker zur Übertreibung. Die EU schaute wäh-
rend Monaten der Tragödie um Griechenland tatenlos zu, ver-
sprach später zögerlich Hilfe – und verdreifachte schliesslich ihr
Rettungspaket. Weil sich die Märkte keineswegs beruhigt haben,
wollen die EU-Finanzminister heute Sonntagabend – hau ruck –
das Überleben des Euro sichern: Bei drohender Zahlungsunfähig-
keit soll die EU-Kommission Geld für taumelnde Euro-Länder
aufnehmen können. Die EU kauft sich so Zeit, die angeschlagenen
Mitgliedsländer zu sanieren. Ob es gelingt, steht auf einem ande-
ren Blatt. Absehbar ist, dass die Geldschwemme, die durch die
Hilfspakete in Umlauf gesetzt wird, inflationär wirkt und den
Euro langfristig schwächt. Das mag für die Exporteure willkom-
men sein. Für die grossen Gewinner der Krise – China und andere
asiatische Länder – wird es dafür billiger, europäische Firmen zu
übernehmen. Man wird vermehrt von ihnen hören. (dah.)

Sterbehilfe

LegtDignitasdasHandwerk
Seit Jahren fertigt die Sterbehilfeorganisation Dignitas ausländi-
sche Sterbe-Touristen auf eine Weise ab, als handle es sich um ein
Gewerbe. Als dafür gerade einmal kein Lokal zur Verfügung
stand, liess man die Klienten auf einem Parkplatz ersticken. Über
Spenden und Legate, die Dignitas erhält, fehlt jede Transparenz.
Und jetzt liegt die Bestätigung vor, dass Dignitas-Chef Ludwig
A. Minelli die Asche von Klienten nach eigenem Gutdünken im
Zürichsee entsorgt. Mit «Würde», wie sich der Verein auf La-
teinisch nennt, hat das nichts zu tun. Die Behörden haben dem
Treiben zu lange zugeschaut. Die Unlust, mit der die Zürcher
Staatsanwaltschaft Anzeigen gegen Dignitas schubladisiert, ist of-
fensichtlich. Es fehle die gesetzliche Handhabe, heisst es jeweils.
Tatsächlich ist es umgekehrt: Weil der Kanton Zürich Minelli ge-
währen liess, will der Bund nun per Gesetz die amtlich bewilligte
Suizidhilfe definieren – ein problematisches Unterfangen. (hä.)
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SteigendeManagerlöhne.

DerUnfall imGolfvonMexiko
ruftnacheinerWende
Energiegewinnung ist immermit Risiken verbunden. Doch bei
erneuerbaren Energien ist das Gefahrenpotenzial geringer. Sie
sollten deshalb das Erdöl ersetzen, schreibt Daniele Ganser

A
m 20. April 2010 ist
im Golf von Mexiko
die Bohrinsel «Deep-
water Horizon» ex-
plodiert und zwei
Tage später im Meer
versunken. Seither

strömt aus mehreren Bohrlöchern un-
kontrolliert Rohöl ins Meer und ver-
schmutzt die Küsten. Mit einer riesi-
gen Stahlhaube soll das auslaufende
Erdöl aufgefangen und dann von ei-
nem Tanker abgesaugt werden. Doch
bis alle Löcher vollständig verschlos-
sen sind, kann es Wochen oder gar
Monate dauern.

Beim Unfall starben elf Menschen.
Der Schaden beläuft sich auf mehrere
Milliarden Franken. Der Erdölkonzern
BP, Besitzer der Ölquelle, und die Fir-
ma Transocean, Besitzerin der gesun-
kenen Plattform mit Firmensitz in der
Schweiz, stehen in der Kritik. Auch
das Erdöl als Energiequelle steht am
Pranger. Die Bilder aus dem Golf von
Mexiko machen deutlich: Wir sollten
auch in der Schweiz unsere Erdöl-
abhängigkeit reduzieren, auch wenn
es schwer ist.

Dass es auch in der Energiebranche
zu Unfällen kommt, ist nicht erstaun-
lich, sondern unausweichlich. Wo
Menschen arbeiten, passieren Fehler.
Wir leben in der Risikogesellschaft.
Eine Entspannung ist nicht in Sicht.
Im Gegenteil. Der globale Hunger
nach Energie nimmt nicht ab, sondern
zu. Dass damit auch die Risiken wach-
sen, nehmen wir stillschweigend in
Kauf und verdrängen dann diese Tat-
sache, bis ein spektakulärer Unfall uns
kurz aufschreckt.

Der Durst nach Erdöl scheint un-
ersättlich. Noch 1945 lag der globale
Tagesbedarf bei 6 Millionen Fass. In
den folgenden Jahren stieg der Bedarf
von Jahr zu Jahr. Heute verbrauchen
wir global täglich 85 Millionen Fass
Erdöl, davon 240 000 Fass in der
Schweiz. Jedes Fass enthält 159 Liter,
der tägliche Erdölbedarf der Schweiz
beträgt somit erstaunliche 38 Millio-
nen Liter. Wir sind stark abhängig
vom schwarzen Gold und brauchen es
für unsere Mobilität, wo es schwer zu
ersetzen ist, und zum Heizen, wo es
zunehmend durch erneuerbare Ener-
giequellen verdrängt wird. Durch die
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mehr sogenanntes «unkonventionelles
Erdöl» zu suchen und zu fördern, dar-
unter Ölsand aus Kanada und Erdöl
aus grossen Meerestiefen. Damit sind
die Risiken gestiegen. In Kanada ist es
zu massiven Umweltschäden gekom-
men, und der Unfall im Golf von
Mexiko verweist auf die Gefahren, die
in den Tiefen des Meeres lauern.

Noch in den siebziger Jahren lag die
maximale Tiefe bei der Meeresförde-
rung bei 200 Metern. Dank Fortschrit-
ten in der Technik sind nun auch
sehr tiefe und schwierige Erdölfelder
zugänglich. Die Bohrinsel «Deepwater
Horizon» bohrte in einer Tiefe von
1500 Metern unter dem Meeresspie-
gel. Die noch nicht erschlossenen
Neufunde vor der Küste Brasiliens
liegen gar in einer Tiefe von über
5000 Metern.

Beim Erdöl, das mit einem Anteil
von 34 Prozent mit Abstand die
wichtigste Energiequelle der Welt ist,
treten Unfälle vor allem bei der För-
derung und beim Transport auf. 1989
fuhr der Erdöltanker «Exxon Valdez»
vor Alaska auf ein Riff. Ein Jahr
vorher war es in der Nordsee auf der
Bohrinsel «Piper Alpha» zu einem
Grossbrand mit 166 Toten gekommen.
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bekannt. Als grösste
Katastrophe gilt
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jüngst der Streit zwischen Russland
und der Ukraine zeigte.

Die Produktion von erneuerbaren
Energien aus Sonne, Wind, Wasser,
Holz und Biogas deckt heute erst 15
Prozent der globalen Nachfrage. Ganz
ohne Risiko gibt es auch die erneuer-
baren Energien nicht. Das Geother-
mieprojekt in Basel wurde unlängst
gestoppt, weil es 2006 beim Einpres-
sen des Wassers ins tiefe Gestein zu
kleineren Erdbeben und Schäden an
Immobilien gekommen war. Doch der
Anteil der erneuerbaren Energien am
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